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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /1417
18. 03. 03

Mitteilung des Senats vom 18. März 2003

Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bre-
men – Abschlussbericht

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Abschlussbericht zur „Kon-
zeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bremen,
Grundsätze, Leitlinien und Empfehlungen für die bremische Integrationspolitik“
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Die Bürgerschaft hatte die „Konzeption zur Integration von Zuwandern und Zu-
wanderinnen im Lande Bremen“ als Mitteilung des Senats vom 25. Juli 2000
(Drucksache 15/409) zur Kenntnis genommen. Mit der Erstellung und Verabschie-
dung der Integrationskonzeption hatten die Fachressorts Teilziele zu den einzel-
nen Schwerpunktbereichen und Handlungsfeldern aufgestellt, die in der laufen-
den Legislaturperiode umgesetzt werden sollten. Diese Umsetzung wurde halb-
jährlich durch ein Controllingverfahren beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesund-
heit, Jugend und Soziales sowie durch eine Staatsräte-Gruppe begleitet. Zur Er-
stellung des Abschlussberichtes haben die Ressorts bzw. die einzelnen
Fachbereiche über die erfolgte Umsetzung abschließend berichtet. Die jeweiligen
Stellungnahmen sind in die Planungs- und Controllingbögen eingeflossen, die
dieser Mitteilung beigefügt sind.

Aus dem Sachstand (Stand 12/2002) lässt sich entnehmen, dass die meisten ge-
planten Maßnahmen ihre Ziele erreicht, z. T. übererfüllt haben. Die erfolgreiche
Umsetzung wird auf folgenden Faktoren zurückgeführt:

— Frühzeitige Festlegung auf ein Senatskonzept für die Integration von Zuwan-
derern,

— Übereinkunft über die Ziele durch frühe Ressort-, Betroffenen- und Träger-
beteiligung,

— Befassung der umsetzenden Stellen mit selbst gesetzten Integrationszielen
und

— Verabredung einer ziel- und terminorientierten Umsetzung.

Im Nachstehenden soll über einige herausragende Ergebnisse dieser gezielten
Integrationspolitik des Senats und der Fachressorts berichtet werden:

Vorschulische Erziehung

Die Ziele bestanden darin, die hohe Beteiligung der Zuwandererkinder in Kinder-
tagesbetreuungseinrichtungen von rd. 80 % zu erhalten und an Standorten, an
denen sie darunter liege, zu erhöhen. Hinzukommen sollte eine weitergehende
Förderung der Zuwandererkinder sowie eine unterstützende Gestaltung des
Überganges vom Kindergarten zur Schule. Im Zusammenhang mit den Ergebnis-
sen der Pisa-Studie sind diese Zielsetzungen verstärkt angegangen worden. Dies
betrifft insbesondere die Einführung von Sprachförderkursen, verbunden mit ei-
ner entsprechenden Qualifizierung von Erzieherinnen, die Einführung einer flä-
chendeckenden Sprachstandsüberprüfung vor der Einschulung sowie eine Erwei-
terung des Aufnahmequoten-Zieles. Es soll nunmehr sichergestellt werden, dass



— 2 —

die Beteiligungsquote der Zuwandererkinder an die durchschnittliche Quote aller
Kindergartenkinder bzw. -eltern angepasst wird.

Schule

Ziele waren hier z. B. die Verbesserung der deutschen Sprachkenntnisse bei aus-
ländischen Schülerinnen und Schülern, die Weiterentwicklung der Bildungsan-
gebote für Seiteneinsteiger/-innen und die inhaltliche Ausgestaltung des mutter-
sprachlichen Unterrichts. Zur Verbesserung der deutschen Sprachkenntnisse tru-
gen die im Schuljahr 2002/03 eingerichteten 17 Vorkurse für Migranten/-innen
in der Grundschule für insgesamt rd. 400 Kinder und die um acht auf 20 erhöhten
Vorbereitungskurse in Schulzentren des Sekundarbereichs I für rd. 240 Schüler/
-innen bei. Für Schüler/-innen, die zum Besuch der Gymnasialen Oberstufe be-
rechtigt sind, jedoch nicht über ausreichende Sprachkenntnisse verfügen, wurden
Vorkurse an vier Standorten eingerichtet. Neu eingerichtet wurden ebenfalls eine
Beratungsstelle für die schulische Förderung von Migrantenkindern und ein
schulübergreifendes Angebot in Sport für muslimische Schülerinnen, die aus
Glaubensgründen nicht am koedukativen Sportunterricht ihrer Schule teilneh-
men möchten.

Übergangsbereich Schule – Ausbildung und Schule – Beruf, Arbeit, Beschäfti-
gung, Ausbildung

In diesem Bereich ist besonders positiv hervorzuheben, dass durch ESF Mittel aus
der EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL dem Land Bremen, einschließlich
Kofinanzierung, für den Förderzeitraum 2002 bis 2005 fast 15 Mio. ¤ für die
Erwerbsintegration zugewanderter Frauen und Männer zur Verfügung stehen. Im
Zentrum der Gemeinschaftsinitiative EQUAL stehen Projektverbünde. Relevante
Arbeitsmarktakteure einer Region (Arbeitsverwaltung, Weiterbilder, Zielgrup-
penvertreter, Sozialpartner u. a.) schließen sich zu so genannten Entwicklungs-
partnerschaften zusammen und vereinbaren geeignete Aktionen.

In Bremen und Bremerhaven wird die Arbeitsmarktintegration zugewanderter
Frauen und Männer durch drei regionale Entwicklungspartnerschaften mit insge-
samt 40 innovativen Projekten gefördert. Die EQUAL Entwicklungspartner-
schaften sind in die „Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwande-
rinnen im Lande Bremen“ eingebunden. Ausführlich wird unter www.equal-
hb.de über die EQUAL Entwicklungspartnerschaften im Land Bremen informiert.

Im bremischen öffentlichen Dienst ist bei den Ausbildungsplätzen, die vom Sena-
tor für Finanzen angeboten und besetzt wurden, die Quote der Zuwanderer durch
zielgerichtete Veränderungen in der Informationsarbeit und durch die Bereitstel-
lung von speziellen Praktikaplätzen erheblich erhöht worden. Die Zahl der Be-
werbungen von Zuwanderern ist von 74 im Jahr 1999 auf 414 im Jahr 2002 gestie-
gen. Genauso positiv verändert hat sich der Anteil von Zuwanderern bei den ein-
gestellten Auszubildenden, von 2,60 % im Jahr 1999 auf 21,69 % im Jahr 2002.

Zugewanderte Frauen und Mädchen

In diesem Arbeitsfeld bestand die Zielsetzung darin, zur beruflichen Orientierung,
zur Lebensplanung, zur Sprachförderung und zur Stärkung des Selbstbewusst-
seins von Migrantinnen neue Maßnahmen zu entwickeln. Zugleich sollten neue
Formen der Mütterbildungsarbeit angeboten werden.

Im Berichtszeitraum sind vielfältige Aktivitäten zur verbesserten Integration von
zugewanderten Frauen und Mädchen durchgeführt worden. Eine besondere Auf-
gabe war die Entwicklung und Durchführung neuer Formen der Mütter-
bildungsarbeit für Frauen aus der Türkei und für russischsprachige Frauen. Die
Maßnahmen bestanden jeweils aus einem Schulungsteil für die Gruppenleiter-
innen der späteren Mütterkurse und die Durchführung von zwei Durchgängen
der Mütterkurse, zunächst mit einem Programm aus der Türkei, später mit einer
bremischen Weiterentwicklung unter besonderer Berücksichtigung von migra-
tionsspezifischen Themen, die im türkischen Programm noch nicht enthalten wa-
ren. Durch das Projekt und durch eine weitere Qualifizierungsmaßnahme sind rd.
30 Frauen mit Migrationshintergrund als Gruppen- bzw. Kursleiterinnen in der
Familienbildung/Erwachsenenbildung ausgebildet worden. Als Teilnehmerinnen
haben sich rd. 250 Mütter an den Kursen beteiligt.
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Ältere Zuwanderer

In diesem Bereich sollte vorrangig der Tatsache Rechnung getragen werden, dass
die demografische Entwicklung dazu herausfordert, die Angebote und Hilfen
ebenfalls auf die älter werdenden Zuwanderer auszurichten. Im Ergebnis des Be-
richtszeitraums kann davon ausgegangen werden, dass sich die Träger, Dienste
und Einrichtungen in Bremen frühzeitig und damit rechtzeitig auf den erwarteten
Zugang von Migranten/-innen in der Altenhilfe einstellen.

Die Altenhilfe in der Stadtgemeinde Bremen folgt der Vorgabe des Vorranges der
ambulanten Versorgung. Innerhalb dieser Prämisse waren die besonderen
Bedarfe und Bedürfnisse der ausländischen Bevölkerungsgruppe zu berücksichti-
gen. Die Altenhilfe ging damit auf bekannte Schwellenprobleme ein, die sich für
die ausländische Bevölkerung bei der Kenntnisnahme und Nutzung bestehender
Versorgungsstrukturen stellen.

Neben Informationsveranstaltungen verschiedener Art für die Zielgruppe stellte
sich der Weg der aufsuchenden Beratung insbesondere für Fragen der Pflege als
Erfolg versprechend dar. Ein privater Pflegedienst hat eine zweijährige, mutter-
sprachliche Informations- und Beratungsarbeit für türkische Pflegebedürftige und
ihre Angehörigen durchgeführt. Es wurde eine systematische Information zum
Thema Pflege über die Moscheen in Bremen erreicht. Der Träger arbeitete auch
mit Krankenhäusern zusammen, insbesondere mit dem DIAKO in Gröpelingen.
Eine dort tätige Mitarbeiterin des Sozialdienstes wird gefördert, um modellhaft
den direkten Zugang zu türkischen Patientinnen und Patienten zu erproben. Bei-
de Projekte ergänzen sich inhaltlich; eine gemeinsame Auswertung ist vorgese-
hen.

Im Berichtszeitraum hat ein großer Träger mit Erfahrung in der Migranten-
betreuung ein Konzept zur „Interkulturellen Öffnung“ der Altenhilfe entwickelt,
das zur Übernahme durch andere Träger geeignet ist; die Konzeptentwicklung
wurde mit Landesmitteln gefördert.

Netzwerke, Interkulturelle Kompetenz, Integrationsvereinbarungen

Ziel des Integrationskonzeptes war u. a., bei der Förderung von Projekten die Ver-
netzung und die Zusammenarbeit mit jeweils anderen Einrichtungen und Trägern
besonders zu würdigen. Neben einer Vielzahl von regionalen Formen der Zusam-
menarbeit (Stadtteilkonferenzen, Runde Tische u. a.) konnte auf Landesebene ein
Netzwerk für Zuwanderinnen und Zuwanderer gebildet werden, in dem sich zur-
zeit 15 Träger der Integrations- und Migrationsarbeit versammeln, Projekte ab-
stimmen und – wie vom Bund gefordert – Empfehlungen für beim Bund beantrag-
te Maßnahmen geben. Dadurch können auch Überschneidungen, z. B. bei regio-
nalen Aktivitäten, verhindert werden.

Für das Zusammenleben in der Gesellschaft und der Herausbildung der Fähig-
keit, mit Vielfalt und Anderssein umzugehen, stehen in Bremen eine Reihe von
Fortbildungsangeboten zur Verfügung, die unter das Thema „Interkulturelle
Kompetenz“ gestellt werden können. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales hat erstmals im Jahr 2002 einen Fortbildungskatalog für Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes und für in der Integrationsarbeit stehende
Träger herausgegeben. Dieser Fortbildungskatalog bündelt all die Maßnahmen
der einzelnen Träger und bietet damit Gelegenheit, die ganze Bandbreite inter-
kultureller Wissensvermittlung kennen zu lernen und nutzen zu können.

In einem einjährigen Projekt von 2/2001 bis 2/2002 wurden in Bremen auf freiwil-
liger Basis Integrationsvereinbarungen mit neu angekommenen Spätaussiedlern/
-innen angeboten und in 52 Fällen abgeschlossen. Mit diesem modellhaften Pro-
jekt wurden Erfahrungen darüber gesammelt, welche Formen der Betreuungs-
arbeit besonders angenommen werden und welche Wünsche die Betroffenen ins-
besondere in der ersten Phase ihres Hierseins haben. Die Ergebnisse des Modell-
versuchs werden in eine bundesweite Diskussion eingespeist, sobald die Ergeb-
nisse von acht weiteren Modellversuchen aus anderen Städten vorliegen.

Medien

Eine besondere Aufmerksamkeit wurde im Berichtszeitraum dem Interkulturellen
Kalender und der türkischsprachigen Zeitung „Bremen Bülteni“ zuteil.
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Im ersten Projekt wurde für 2002 und 2003 eine Information über die christlichen,
moslemischen und jüdischen Fest- und Feiertage in kalendarischer Form vermit-
telt. Insbesondere in den Kindertageseinrichtungen und in den Schulen werden
die Kalender nachgefragt und eingesetzt.

Beim zweiten Medienprojekt handelt es sich um die ab Oktober 2002 heraus-
gegebene türkischsprachige Zeitung „Bremen Bülteni“, die monatlich in rd.
20.000facher Auflage herauskommt und teils durch Hauswurfsendungen, teils
durch Auslage an relevanten Stellen, sich direkt an die türkischsprachige Bevöl-
kerung in Bremen richtet. Ziel des Zeitungsprojektes ist es, Informationen über
und aus Bremen zu vermitteln, die nicht Deutsch sprechende Menschen anson-
sten nicht oder nicht in dieser Form zur Kenntnis nehmen könnten.

Das Projekt sollte sich nach einer gewissen Zeit durch Werbeeinnahmen verselb-
ständigen können; leider hat sich diese Erwartung (bisher) nicht erfüllt.

Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit

Die Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, von fremdenfeindlichen Einstellun-
gen und Diskriminierungen wird grundsätzlich als eine Querschnittsaufgabe ver-
standen, die jedem Aufgaben- und Politikfeld selbst obliegt. In besonderer Weise
hat sich die Ausländerbeauftragte dieses Themas angenommen und eine Vielzahl
von Veranstaltungen und Projekten durchgeführt. Zu den stark nachgefragten
Veranstaltungen und Aktivitäten zählten z. B. die Migrantinnentage, die 2. Bre-
mer Islam-Woche und die regelmäßigen Einsätze des Infomobils gegen Fremden-
feindlichkeit in den verschiedenen Bremer Stadtteilen.

Die Erfahrungen in der laufenden Legislaturperiode haben gezeigt, dass alle Be-
mühungen nach einer besseren Integration der Zuwanderinnen und Zuwanderer
einer gesteuerten sowie ziel- und ergebnisorientierten Herangehensweise bedarf.
Die Umsetzung geplanter Integrationsmaßnahmen und deren Wirksamkeit muss
durch geeignete Evaluationsmethoden unterstützt werden. Der Senator für Ar-
beit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales ist bereit, diese Monitoring-Funk-
tion zu übernehmen.

Anlage

Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bre-
men, Abschlussbericht, Planungs- und Controllingbögen zum Stand 12/2002
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